


Die Verfassung von 1857: ein geschichtlicher Abriss








Eine Abhandlung Ÿber die Verfassung von 1857 ist nur mšglich, wenn man unser geltendes Grundgesetz mit seinen VorlŠufern vergleicht. In diesem Abriss werden daher zunŠchst die Verfassungen von 1803, 1814, 1831 und 1848 kurz vorgestellt. Anschliessend wird der geschichtliche Kontext von 1856�57 und der Inhalt der Verfassung von 1857 erlŠutert. Die Entwicklung der geltenden Verfassung wird im letzten Teil des Abrisses dargestellt, der wie folgt gegliedert ist:





I.	Die Verfassungen vor 1857


II.	Der geschichtliche Kontext von 1856-1857


III.	Der Inhalt der Verfassung von 1857


IV.	Die Entwicklung seit 1857








I.	Die Verfassungen vor 1857





Im Ancien RŽgime ist Freiburg ein Stadtstaat, der grosse Gebiete erwirbt oder erobert und sie seiner Herrschaft unterstellt. Die ZŠhringerstadt, die bis 1477 verschiedenen Herrschern untersteht, erlŠsst 1347, 1392 und 1404 eine Art Verfassung. Die Stadt verfŸgt Ÿber ein "aristokratisch-demokratisches" Regierungssystem mit verschiedenen Organen: BŸrger�versammlung, Kleiner Rat, Venner, Heimliche, Rat der Sechzig, Rat der Zweihundert oder Grosser Rat. Dieses System entwickelt sich zu einer Oligarchie, die 1627 von Rechts wegen eingefŸhrt wird. In die RegierungsŠmter sind nur die Patrizier, die sog. "Heimliche BŸrger�schaft", nicht aber die "gemeinen BŸrger" und die "Einwohner" der Hauptstadt wŠhlbar. Ab 1684 werden keine BŸrger mehr in das Patriziat aufgenommen. Infolge der Unruhen von 1781�82 werden wieder einige Familien in die "Heimliche BŸrgerschaft" aufgenommen. 1783 wird eine Art Verfassung erlassen, die aber keine Gewaltentrennung zwischen dem Grossen Rat, dem Kleinen Rat, den beiden Schultheissen und der Geheimen Kammer vorsieht. Die Mitglieder dieser Behšrden werden unter Vorbehalt einer allfŠlligen Zensur auf Lebenszeit ernannt. Die SouverŠnitŠt liegt beim Grossen Rat und nicht beim Volk. Die Oligarchen der Hauptstadt (ungefŠhr 1% der Kantonsbevšlkerung) herrschen Ÿber die gesamte Bevšlkerung des Kantons. Das System wird 1798 weggefegt.








A.	Die Verfassung von 1803





Nach dem Zwischenspiel der Helvetik (1798�1802), die neue Ideen bringt, die sich erst spŠter durchsetzen werden, Ÿberreicht der Erste Konsul Bonaparte den Schweizer Abgeordneten am 19. Februar 1803 die Mediationsakte, die 19 Kantonsverfassungen und eine Bundesver�fassung enthŠlt.








Was die Stadtstaaten des Ancien RŽgime anbelangt, garantieren die von Bonaparte erlassenen Grundgesetze die Rechtsgleichheit zwischen der Hauptstadt und den Landschaften. Das Wahlsystem sichert den Patriziern die Vorherrschaft, was ihnen die RŸckkehr an die Macht, nicht aber die alleinige AusŸbung der Macht ermšglicht. Am 27. Juli 1803 beschliesst der freiburgische Grosse Rat, die vom Ersten Konsul erlassene Verfassung als Grundlage fŸr die Ausarbeitung der organischen Gesetze des Kantons zu verwenden.





Diese Gesetze gliedern den Kanton in fŸnf Bezirke (Freiburg, Romont, Murten, Bulle, Estavayer), die ihrerseits in vier Quartiere unterteilt sind. Die gesetzgebende Gewalt wird von einem Grossen Rat mit 60 Abgeordneten ausgeŸbt. Die ausfŸhrende Gewalt ist einem 15kšpfigen Kleinen Rat vorbehalten, wŠhrend die richterliche Gewalt von einem Appella�tionsgericht mit 13 Richtern ausgeŸbt wird. Die Abgeordneten des Grossen Rates werden von den Quartieren nach einem Zensuswahlsystem ernannt. Um in einem Quartier wŠhlen zu kšnnen, muss man:





-	BŸrger oder Sohn eines BŸrgers einer Gemeinde sein;


-	seit einem Jahr im Quartier wohnen;


-	30 Jahre alt sein, wenn man ledig ist, und 20 Jahre, wenn man verheiratet ist;


-	Ÿber Grundeigentum oder eine Hypothekarforderung von 500 Schweizer Pfund verfŸgen.





Dieses System stellt eine Art †bergang vom Ancien RŽgime zu den Ideen von 1789 dar. Es ermšglicht den Patriziern, die 36 der 60 Abgeordneten des Grossen Rates und 13 der 15 Mitglieder des Kleinen Rates stellen, die RŸckkehr an die Macht. Die Wahl erfolgt auf Lebenszeit. Die Mitglieder des Kleinen Rates und die beiden Schultheissen gehšren weiterhin dem Grossen Rat an. Die Schultheissen prŠsidieren abwechselnd �Êje fŸr ein JahrÊ� den Grossen und den Kleinen Rat sowie das Appellationsgericht.





Auch wenn dieses Regierungssystem die wichtigsten Errungenschaften der Helvetik bewahrt und die Trennung von Exekutive und Judikative beibehŠlt, so sind sie die legislativen und administrativen Befugnisse doch in den HŠnden des Kleinen und des Grossen Rates konzentriert, zwischen denen keine richtige Gewaltentrennung besteht. 








B.	Die Verfassung vom 4. bis 10. Mai 1814





Mit dem Untergang des Reichs Napoleons geht die Mediation in der Schweiz zu Ende (1813). Am 10. Januar 1814 schlŠgt der Kleine Rat vor, die Mediationsakte aufzuheben, und der Grosse Rat folgt dem Antrag einstimmig. Als die Regierung den Kanton vorŸbergehend verwalten und reorganisieren will, sinkt die Begeisterung. Der Antrag wird zunŠchst ab�gelehnt, bevor er unter dem Einfluss von Drohungen und Intrigen gutgeheissen wird. Ein Teil der Patrizier will die vollstŠndige RŸckkehr zum Ancien RŽgime. Daraufhin tritt der ehe�malige Grosse Rat von 1798 zusammen und beschliesst, eine neue Verfassung aus�zuarbeiten, die zwischen dem 4. und 10. Mai 1814 artikelweise verabschiedet wird, ohne dass sie in ihrer Gesamtheit diskutiert wird.





Die neue Verfassung weist typisch oligarchische GrundzŸge auf und bedeutet eine deutliche RŸckkehr zu den VerhŠltnissen vor 1798. Der Grosse Rat ist die hšchste Behšrde des Kantons. Er setzt sich aus 144 gleichberechtigten Mitgliedern zusammen, die zu drei Vierteln (108) vom Patriziat und zu einem Viertel (36) von den StŠdten und Landschaften gewŠhlt werden. Der Grosse Rat wŠhlt aus seiner Mitte einen Kleinen Rat mit 28 Mitgliedern, einschliesslich der beiden Schultheissen. 13 Mitglieder, die vom amtierenden Schultheissen prŠsidiert werden, bilden den Staatsrat (Exekutive), und 15 Mitglieder, die vom ehemaligen Schultheissen prŠsidiert werden, bilden den Appellationsrat (Judikative). Das einzige, eher formelle ZugestŠndnis ist die …ffnung des Patriziats gegenŸber den "KleinbŸrgern" von Freiburg und den BŸrgern des Ÿbrigen Kantons unter "billigen Bedingungen".





Diese Bedingungen werden am 8. Juni 1814 festgesetzt. Um Patrizier werden zu kšnnen, muss man ehelich geboren und BŸrger einer Gemeinde des Kantons sein, eine hundertjŠhrige OrtsansŠssigkeit nachweisen, einen einwandfreien Leumund haben und im Kanton ein Vermšgen von 50'000 Franken besitzen. Die 36 nichtpatrizischen Abgeordneten werden von den BŸrgern, die Ÿber ein Vermšgen von mehr als 3'000 Franken verfŸgen, nach einem Zensuswahlsystem gewŠhlt. Um fŸr den Grossen Rat kandidieren zu kšnnen, mŸssen die nichtpatrizischen BŸrger das 29. Altersjahr zurŸckgelegt haben, BŸrger einer Gemeinde des Kantons sein, eine hundertjŠhrige OrtsansŠssigkeit nachweisen, einen einwandfreien Leu�mund haben und im Kanton Ÿber Grundbesitz von 20'000 Franken verfŸgen.





Das freiburgische Volk ist aus dem politischen Leben všllig ausgeschlossen. Es ist in keiner Weise an der AusŸbung der Staatsgewalt beteiligt und ist auch kein Organ des Staates. Von allen Kantonen mit einem Patriziat hat Freiburg das reaktionŠrste System, so dass der Wider�stand nicht lange auf sich warten lŠsst. Die Wahl der 36 nichtpatrizischen Abgeordneten wird in 19 von 20 Kreisen boykottiert. Die Stadt Murten, der Bezirk Bulle, die Stadt Ch‰tel�St�Denis und die Stadt und der Bezirk Romont protestieren heftig gegen die Wieder�einfŸhrung der Oligarchie. Einige Vertreter des Adels und des "KleinbŸrgertums", darunter Joseph de Praroman und Fran�ois Duc, mšchten dem Kanton eine liberalere Verfassung geben. Sie wollen mit friedlichen Mitteln vorgehen und nehmen mit den Vertretern der alliierten MŠchte Kontakt auf, die den reaktionŠren Eifer der Freiburger Oligarchen zu mildern versuchen. Sie verfassen einen "ExposŽ de la situation politique du peuple fribourgeois", in dem sie die Abschaffung des Patriziats und ein anderes Wahlsystem fordern. Die AnfŸhrer dieser Bewegung werden in Freiburg verhaftet, gerichtlich verfolgt und mit GefŠngnis oder Hausarrest bestraft. Es braucht die Intervention der alliierten MŠchte, damit ihnen 1815 eine mit gewissen Auflagen verbundene Amnestie erteilt wird. Sie werden 1831 rehabilitiert.








C.	Die Verfassung vom 7. bis 24. Januar 1831





Die 1814 eingefŸhrten Regierungssysteme sind in der Schweiz wenig beliebt, und nach dem Sturz Karls X. in Paris (Juli 1830) setzen sich die liberalen Ideen in den Kantonen des Mittellandes durch. Der †bergang verlŠuft friedlich, und man fŸhrt eine Form der reprŠsen�tativen Demokratie ein, welche die Gewaltentrennung und die Grundrechte der BŸrger gewŠhrleistet und die Rechtsgleichheit einfŸhrt.





In Freiburg reichen viele Gemeinden Petitionen ein, um eine VerfassungsŠnderung durch�zusetzen. Die Behšrden zšgern zuerst, mŸssen dann aber am 2. Dezember 1830 vor der Menge der Murtener und Greyerzer kapitulieren, die mit KnŸppeln bewaffnet in die Hauptstadt gekommen sind ("StŠcklitag"). Ein Dekret vom 7. Dezember 1830 schafft alle Vorrechte der Geburt und des Orts ab, fŸhrt die Rechtsgleichheit zwischen den BŸrgern ein und sieht die indirekte Wahl einer verfassunggebenden Versammlung vor.





Die verfassunggebende Versammlung wird am 14. und 15. Dezember 1830 gewŠhlt. Sie zŠhlt 49 Mitglieder, die mit ihrer Arbeit rasch vorankommen und ihr Werk zwischen dem 7. und 24. Januar 1831 beenden. Die Verfassung trŠgt den Forderungen der liberalen Bewegung Rechnung (Trennung von Exekutive und Judikative, Ausweitung der Befugnisse des Grossen Rates), berŸcksichtigt aber auch die Traditionen des Kantons (System der Kollegien und Verneinung der politischen Verantwortung des Staatsrates). Die Liberalen von 1830 sind eine soziale Elite: Sie sind zwar fŸr die politische Gleichberechtigung und die Abschaffung des Patriziats, doch sie misstrauen dem Volk, das ihrer Auffassung nach zuwenig gebildet und aufgeklŠrt ist. Sie mšchten ein System der "FŠhigen", bei dem das Volk seine Macht an eine Elite von rechtschaffenen MŠnnern abtritt. Bezeichnenderweise unterbreiten die Abgeord�neten ihr Werk dem Volk nicht zur Abstimmung.





Die Verfassung von 1831 fŸhrt also eine reprŠsentative Demokratie ein, bei der das Volk lediglich ein Ernennungsorgan ist. Sie schafft alle Vorrechte des Orts, der Geburt und der Personen ab und garantiert die Gleichheit vor dem Gesetz sowie die Gleichheit der politischen Rechte. Sie proklamiert die Grundrechte, fŸhrt ein Petitionsrecht ein, schafft die Folter ab und sieht den Loskauf der Feudalrechte vor. Die katholische Religion wird im ganzen Kanton zur einzigen šffentlichen Religion erklŠrt. Eine Ausnahme bildet lediglich der Bezirk Murten, wo die reformierte Religion diesen Status erhŠlt.





Artikel 3 der Verfassung bringt die Haltung des Verfassungsgebers auf den Punkt: "Die SouverŠnitŠt geht vom Volke aus; sie wird durch seine Stellvertreter ausgeŸbt". Die Staatsgewalt liegt also in den HŠnden des Volks, doch Ÿbt dieses sie nicht aus. Freiburg ist Ÿbrigens der einzige Kanton der Schweiz, in dem es nicht zu einer Volksabstimmung Ÿber die neue Verfassung kommt.





Wer ist nun wahlberechtigt? Um wŠhlen zu kšnnen, muss man BŸrger einer freiburgischen Gemeinde und weltlichen Standes sein, das 25. Altersjahr zurŸckgelegt haben und im Kanton wohnen. Vom Wahlrecht ausgeschlossen sind Geistliche, Soldaten im auslŠndischen Dienst, Dienstboten, EntmŸndigte und Geisteskranke, ZahlungsunfŠhige, Armengenšssige und ge�richtlich verurteilte Personen. Der Kanton ist in 14 Wahlkreise unterteilt. Die Hauptstadt und die 13 Bezirke bilden je einen Wahlkreis. Die Stimmberechtigten wŠhlen die Abgeord�neten des Grossen Rates in zwei Etappen: Die Urversammlungen wŠhlen die WahlmŠnner, die ihrer�seits die Abgeordneten wŠhlen (indirekte Wahl). Der Grosse Rat zŠhlt 86 Mitglieder, wobei auf 1'000 Einwohner ein Abgeordneter kommt. Die Abstimmung ist geheim.





Der Grosse Rat wird vom amtierenden Schultheissen prŠsidiert. Es besteht keine Unverein�barkeit zwischen dem Amt des Staatsrates und demjenigen des Grossrates. Die Abgeordneten verfŸgen Ÿber die parlamentarische ImmunitŠt. Die Sitzungen des Grossen Rates sind šffent�lich, aus Platzmangel werden aber hšchstens 40 Personen pro Tag zugelassen! Die Abgeord�neten erhalten ein bescheidenes Entgelt, und der Staat bezahlt die Reisekosten der GrossrŠte, die weit entfernt von Freiburg wohnen. Der Grosse Rat verfŸgt auch Ÿber Wahlbefugnisse: Er wŠhlt die Mitglieder des Staatsrates und des Appellationsgerichts, den Staatskanzler und dessen Stellvertreter sowie verschiedene hohe Beamten.





Der Grosse Rat Ÿbt die gesetzgebende Gewalt aus, d.h. er verabschiedet Gesetze und Dekrete. Er verfŸgt Ÿber die verfassunggebende Gewalt und kann die Verfassung Šndern, wobei die Bedingungen allerdings schwer zu erfŸllen sind. Er Ÿbt das Begnadigungsrecht aus. Er erstellt und genehmigt den Voranschlag, und er genehmigt die Rechnung. Die Amtszeit der GrossrŠte betrŠgt neun Jahre, wobei jeweils ein Drittel des Parlaments erneuert wird.





Der Staatsrat zŠhlt 13 Mitglieder, die der Grosse Rat aus seiner Mitte oder ausserhalb des Parlaments ernennt. Sie werden fŸr acht Jahre gewŠhlt, wobei ab 1835 jeweils zwei pro Jahr ersetzt werden, mit Ausnahme von allfŠlligen Vakanzen infolge Todesfalls oder RŸcktritts. Die Regierung ist eine Kollegialbehšrde, die dem Grossen Rat nicht verantwortlich ist. Sie wŠhlt ihren PrŠsidenten, den sogenannten Schultheissen, und ihren Vize�prŠsidenten fŸr zwei Jahre. Sie organisiert sich in sieben Dikasterien, die im allgemeinen fŸnf Mitglieder umfassen: diplomatischer Rat, Erziehungsrat, Justizrat, Rat des Innern, Finanzrat, Kriegsrat und Polizeirat. Der Staatsrat ist die Regierungs� und Verwaltungsbehšrde. Er ist der politische Motor des Kantons, auch wenn der Grosse Rat Ÿber den anderen Gewalten steht und ihm eine allgemeine Kompetenzvermutung zusteht. Der Staatsrat bereitet die Gesetzes� und Dekrets�entwŸrfe sowie den Voranschlagsentwurf vor und nimmt gleichzeitig seine allgemeine Regelungsbefugnis wahr, indem er AusfŸhrungsbeschlŸsse zu den Gesetzen ausarbeitet. Er ernennt die OberamtmŠnner, die Friedensrichter und die AmmŠnner.








D.	Die Verfassung vom 4. MŠrz 1848





Im Sonderbundskrieg muss Freiburg kapitulieren (14. November 1847). Der Kanton tritt aus dem Sonderbund aus, entlŠsst seine Truppen und fŸgt sich in die Besetzung seiner Hauptstadt durch die Bundestruppen. Nach der Kapitulation will der Staatsrat seine Befugnisse einer provisorischen Regierungskommission Ÿbergeben. Die angefragten Mitglieder lehnen das Mandat ab, so dass der Staatsrat seine AmtsgeschŠfte wieder aufnimmt und General Dufour fragt, ob er bereit wŠre, den Behšrden bei der Wahrung von Ruhe und Ordnung zu helfen. Dufour schreibt einem seiner Untergebenen: "Unter den konstituierten Behšrden verstand ich diejenigen, mit denen ich verhandelte; aber ich habe nie gedacht, dass unser Schutz bis zur GewŠhrleistung der Regierung gehen kšnnte...; das Beste wŠre, wenn die Regierung verpflichtet wŸrde, den Grossen Rat in KŸrze einzuberufen, damit dieser die Verfassungs�Šnderungen, die der Zustand des Landes erfordert, auf gesetzlichem Wege vornehmen kann" (Brief Dufours an Oberst Rilliet�Constant; †bersetzung).





In Wirklichkeit halten diese Bedenken in bezug auf die RechtmŠssigkeit aber nicht lange an. Scharen von bewaffneten Radikalen stŸrmen die Staatskanzlei und lšsen den Staatsrat und die Ÿbrigen Behšrden auf. Am 15. November 1847 versammeln sich 300 bis 400 Personen im Theater von Freiburg, die sich "Versammlung aller BŸrger des Kantons Freiburg" nennen und das durch die Verfassung von 1831 geschaffene System stŸrzen. Die Versammlung setzt eine 7kšpfige provisorische Regierung ein, die mit Gesetzgebungs� und Regierungsaufgaben betraut wird. Sie ŸbertrŠgt dem zukŸnftigen Grossen Rat die verfassunggebende und die gesetzgebende Gewalt.





Die provisorische Regierung beruft die Wahlversammlungen auf den 10. Dezember zur Wahl der Abgeordneten des Grossen Rates ein. Die Wahlen finden in grossen šffentlichen Ver�samm�lungen und durch Handaufheben statt. Sie werden von den OberamtmŠnnern geleitet, die der provisorischen Regierung všllig ergeben sind. Die Radikalen nutzen die Verwirrung der Konservativen und Liberalen sowie die Anwesenheit der Bundestruppen und erringen die Mehrheit, obwohl ihre WŠhler nur ein Drittel der Freiburger AktivbŸrger ausmachen. Durch die im Dekret vom 27. November 1847 vorgesehene Wahl von zehn indirekt zu wŠhlenden Abgeordneten kann die Mehrheit der Radikalen weiter ausgebaut werden. Am 20. Dezember beschliesst der Grosse Rat, einen Verfassungsentwurf auszuarbeiten, und ŸbertrŠgt diese Aufgabe einer 11kšpfigen Kommission, die im Januar und Februar 1848 daran arbeitet. Der Grosse Rat behandelt den Entwurf im MŠrz 1848 und verabschiedet ihn am 4. MŠrz 1848 mit einigen €nderungen.





Die Verfassung vom 4. MŠrz 1848 wird dem Volk nicht zur Abstimmung unterbreitet, da die "Versammlung aller BŸrger des Kantons Freiburg", deren LegitimitŠt mehr als zweifelhaft ist, den Grossen Rat mit der verfassunggebenden Gewalt ausgestattet hat. Dasselbe Misstrauen gegenŸber der vorwiegend konservativen oder liberalen WŠhlerschaft zeigt sich auch im September 1848, als nicht das freiburgische Volk, sondern der Grosse Rat Ÿber die Bundes�verfassung abstimmt, was in der ganzen Schweiz einmalig ist! Als die eidgenšssische Tag�satzung die freiburgische Verfassung am 10. Juli 1848 gewŠhrleistet, wird Kritik geŸbt: Die Verfassung hŠtte dem Volk zur Abstimmung unterbreitet werden mŸssen, sie ist zu starr, und die Amtszeit der Magistraten ist zu lang! Die radikalen Bundesabgeordneten unterstreichen die Tatsache, dass diese Verfassung den Kanton einer Revolution aussetzt.





Die Verfassung von 1848 enthŠlt 102 Artikel, die in acht Titel gegliedert sind. Der erste Titel "Allgemeine GrundsŠtze und GewŠhrleistungen" zŠhlt 17 Artikel. Er macht aus dem Kanton Freiburg eine reprŠsentative Demokratie. Er garantiert die wichtigsten Menschenrechte und hebt die Todesstrafe auf (unter Vorbehalt der militŠrischen Strafgesetze). Der zweite Titel ist dem Kantonsgebiet gewidmet, das fŸr unverŠusserlich erklŠrt wird. Der Kanton ist in sechs Wahlkreise, sieben Bezirke und sieben Gerichtsbezirke (heutige Bezirke) unterteilt. Der dritte Titel hŠlt fest, dass die SouverŠnitŠt im Volk beruht, das sie bei Wahlversammlungen ausŸbt und sie den Staatsbehšrden ŸbertrŠgt. Wahlberechtigt sind alle Freiburger weltlichen Standes, die das 20. Altersjahr zurŸckgelegt haben, im Kanton wohnen, rechtsfŠhig sind und Ÿber die politischen Rechte verfŸgen. Die Schweizer, die diese Bedingungen erfŸllen, haben dieselben Rechte, sofern Freiburger in ihrem Kanton ebenfalls wahlberechtigt sind. Diese Bestimmung wird mit Artikel 42 der Bundesverfassung von 1848 hinfŠllig. Vom Wahlrecht ausge�schlossen sind ZahlungsunfŠhige, Armengenšssige, gerichtlich Verurteilte und Personen, denen der Besuch von WirtshŠusern untersagt ist. Die ModalitŠten der AusŸbung des Stimm�rechts sind in der Verfassung nicht geregelt. Mit einem Dekret vom 27. November 1847 wird in jedem der sechs Wahlkreise eine grosse Wahlversammlung geschaffen, wo durch Hand�aufheben gewŠhlt wird, bis das Wahlgesetz vom 11. Oktober 1856 die geheime Abstimmung einfŸhrt.





Der vierte Titel behandelt die "Staatsgewalten", die grundsŠtzlich klar getrennt sind. Da sie aber nur "in den durch das Gesetz bestimmten Grenzen" getrennt sind, ist diese Gewalten�teilung unvollkommen. Die StaatsrŠte und die Richter des Kantonsgerichts, aber auch die OberamtmŠnner, die Bezirks� und Friedensrichter sowie die šffentlichen Beamten kšnnen dem Grossen Rat angehšren.





Der Grosse Rat besteht aus direkt vom Volk gewŠhlten Abgeordneten, wobei auf 1'500 Einwohner ein Grossrat kommt, sowie aus zehn indirekt gewŠhlten Abgeordneten, die vom Grossen Rat ernannt werden. Wer fŸr den Grossen Rat kandidieren will, muss Freiburger sein, das 25. Altersjahr zurŸckgelegt haben und darf nach MŠrz 1848 nicht mehr bei den Jesuiten studieren. Die im November 1847 gewŠhlten GrossrŠte bleiben bis November 1856 im Amt, nachher betrŠgt die Amtszeit fŸnf Jahre. Die ordentlichen Sessionen des Grossen Rates finden jeweils am ersten Montag im Mai und am zweiten Montag im November statt. Der Grosse Rat kann von seinem PrŠsidenten, von der Regierung oder auf Antrag von 20 (von 74) GrossrŠten zu einer ausserordentlichen Sitzung einberufen werden. Die Abgeordneten erhalten eine EntschŠdigung fŸr Sitzungen und Reiseauslagen. Die Sitzungen sind šffentlich, sofern der Staatsrat oder fŸnf GrossrŠte nicht den Ausschluss der …ffentlichkeit verlangen.





Der Grosse Rat bildet die Legislative, d.h. er verabschiedet die Gesetze und Dekrete auf Antrag seiner Mitglieder oder des Staatsrates. Er Ÿbt die verfassunggebende Gewalt aus und kann die Verfassung an zwei aufeinanderfolgenden Sitzungen mit der Zweidrittelmehrheit Šndern. Der Grosse Rat wŠhlt die sieben Mitglieder des Staatsrates, die neun Richter des Kantonsgerichts und die beiden StŠnderŠte. Er ernennt den Kanzler. Er beschliesst die Steuern, Ausgaben und Darlehen, den Kauf und Verkauf von StaatsgŸtern sowie �Êauf Antrag des StaatsratesÊ� den Voranschlag des Staates. Er genehmigt die Rechnung. Er Ÿbt die Oberaufsicht Ÿber die Kantonsverwaltung aus. Er Ÿbt alle Teile des SouverŠnitŠtsrechts aus, welche die Verfassung nicht einer anderen Behšrde ŸbertrŠgt. Er entscheidet Kompetenz�streitigkeiten zwischen der Exekutive und der Judikative. Er steht rechtlich Ÿber den anderen Staatsgewalten, kann aber die Regierung nicht stŸrzen.





Der Staatsrat Ÿbt die vollziehende und verwaltende Gewalt aus. Er setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen, die vom Grossen Rat zunŠchst fŸr acht Jahre (1849�57) und anschliessend fŸr fŸnf Jahre gewŠhlt werden. Die Regierung ist eine Kollegialbehšrde, deren PrŠsident, der vom Grossen Rat fŸr ein Jahr gewŠhlt wird, den "Primus inter pares" darstellt. Der Staatsrat bezeichnet seinen VizeprŠsidenten. Die Verfassung von 1848 schafft das System der von einer Gruppe von StaatsrŠten geleiteten Dikasterien ab und fŸhrt die Direktionen ein. Die Direktoren bereiten ihre eigenen GeschŠfte vor, die ihnen der Staatsrat Ÿberweist, und erstatten ihm Bericht. Sie machen VorschlŠge in bezug auf ihren ZustŠndigkeitsbereich und vollziehen die ihnen Ÿbermittelten Gesetze, BeschlŸsse oder Dekrete. Es werden die fol�genden sieben Direktionen geschaffen: Erziehung und Kultus, Justiz, Inneres, Polizei, Finanzen, Krieg und šffentliche Bauten.





Der Staatsrat verfŸgt Ÿber die Gesetzgebungsinitiative. Er legt die fŸr notwendig erachteten Gesetzes� und DekretsentwŸrfe vor und kann die Revision der Verfassung einleiten. Er prŸft die Motionen der GrossrŠte. Die Verfassung sagt nichts Ÿber seine Regelungsbefugnis, doch kann man davon ausgehen, dass diese bejaht wird, da der Staatsrat in der Praxis alle erforderlichen AusfŸhrungsbeschlŸsse zu Gesetzen und Dekreten erlŠsst. Diese Entscheide mŸssen mit der Verfassung und den geltenden Gesetzen Ÿbereinstimmen. Der Staatsrat leitet die Kantonsverwaltung, arbeitet den Voranschlagsentwurf aus, verwaltet die Finanzen und erstellt die Rechnung. Er wacht Ÿber die Verwaltung der Gemeinden. Er ist beauftragt, die šffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, und verfŸgt dazu Ÿber die bewaffnete Macht.





Wie aus den obigen AusfŸhrungen hervorgeht, hat der Staatsrat nicht nur die Aufgaben einer Exekutive, sondern auch die Rolle der treibenden Kraft innerhalb des Staates. WŠhrend der Grosse Rat rechtlich Vorrang hat, verfŸgt der Staatsrat Ÿber eine politische Vorrangstellung. Der Grosse Rat behŠlt jedoch seine Handlungsfreiheit und kontrolliert die Regierung, die er aber nicht stŸrzen kann.





Die Justiz liegt in den HŠnden der durch die Verfassung anerkannten Gerichte. Ein Kantonsgericht mit neun Richtern und neun ErsatzmŠnnern Ÿberwacht und leitet die unteren Gerichtsbehšrden, insbesondere die Bezirksgerichte und die Friedensgerichte.





Der fŸnfte Titel enthŠlt einige allgemeine Bestimmungen Ÿber die Gemeinden. Diese unterstehen der Oberaufsicht des Staates, und ihre Reglemente mŸssen vom Staat genehmigt werden. Alle Freiburger AktivbŸrger und alle BŸrger derjenigen Kantone, in denen Freiburger ebenfalls stimmberechtigt sind, dŸrfen sich am politischen Leben der Gemeinde beteiligen. Die GemeindegŸter werden jedoch nur von den BŸrgern der Gemeinde verwaltet. Die Verfassung schafft sŠmtliche alten Unterscheidungen zwischen GemeindebŸrgern und blossen Angehšrigen oder ewigen Einwohnern ab. Die Gemeinden dŸrfen das BŸrgerrecht den Schweizern, welche die gesetzlich vorgeschriebenen Sicherheiten darbieten, nicht verweigern. FŸr die politische und administrative Organisation der Gemeinden verweist die Verfassung auf das Gemeindegesetz.





Im sechsten Titel sind die antiklerikalen Bestimmungen zu finden. Der Staat verwaltet die GŸter des Bistums und der Ordens� und Weltgeistlichkeit. Die Kollaturen kirchlicher PfrŸnden fallen dem Staat anheim. Der Staat anerkennt die frŸheren Privilegien und Immuni�tŠten nicht mehr, die der Verfassung, den Gesetzen und den Staatsrechten widersprechen. Die 1847 verbotenen Jesuiten, Ligorianer und anderen Kšrperschaften werden fŸr immer aus dem Kantonsgebiet verbannt. Junge BŸrger, die bei den Jesuiten studieren, sind von nun an von sŠmtlichen šffentlichen und geistlichen €mtern ausgeschlossen. Der Religionsunterricht wird von den Ÿbrigen FŠchern des staatlichen Unterrichts getrennt. Der Staat ist beauftragt, den šffentlichen Unterricht zu fšrdern und fŸr einen unentgeltlichen und obligatorischen Besuch der Primarschulen zu sorgen.





Der siebte Titel betrifft die Revision der Verfassung. Das Verfahren ist Šusserst restriktiv geregelt. WŠhrend der laufenden Legislaturperiode (1847�1856) ist keine €nderung mšglich. Nachher muss das Revisionsbegehren an zwei aufeinanderfolgenden Sessionen mit der Zweidrittelmehrheit aller Mitglieder des Grossen Rates genehmigt werden. Wird das Begehren abgelehnt, so kann erst nach fŸnf Jahren wieder ein Antrag auf Verfassungsrevision gestellt werden.





Der achte Abschnitt umfasst die Schluss� und †bergangsbestimmungen. Er beauftragt den Staatsrat, dem Grossen Rat eine eindrŸckliche Zahl von Gesetzesbestimmungen zu unterbreiten: Strafgesetzbuch, Zivilprozessrecht, Handelsgesetz, Schuldbetreibungsgesetz, Er�ziehungs�gesetz, Armengesetz, Gemeindegesetz, Strassengesetz, Gesundheitsgesetz, Forst�gesetz usw.





Die radikale Regierung hŠlt ihr Wort und erneuert die Gesetzgebung mit modernen, guten und soliden Gesetzen. Im Kampf um die Eisenbahn setzt sie nach hartem Ringen durch, dass die Zugverbindung von Bern nach Lausanne Ÿber Freiburg fŸhrt. Trotzdem ist die Regierung aufgrund ihres extremen Antiklerikalismus und ihres jakobinischen AutoritŠtsanspruchs sehr unpopulŠr. Die Unzufriedenheit der Mehrheit der Freiburger Šussert sich in Vorstšssen an die Bundesbehšrden, in Verfassungsrevisionsbegehren und in bewaffneten AufstŠnden. Die radikale Regierung hat geglaubt, sie kšnne mit ihren Verfassungsbestimmungen jegliche Opposition unterdrŸcken: lange erste Legislaturperiode, keine Revision der Verfassung wŠhrend neun Jahren, šffentliche Stimmabgabe und Wahleid. Doch unter diesem Deckel nŠhert sich die Stimmung im Volk unerbittlich dem Siedepunkt.


1850 werden Petitionen an die Bundesversammlung gesandt. Eine Petition zŠhlt mehr als 14'700 Unterschriften, d.h. sie wird von der Mehrheit der AktivbŸrger unterstŸtzt! Allerdings bleiben diese Petitionen, welche die LegitimitŠt des Regimes in Frage stellen, wirkungslos. 1852 reicht der konservative Abgeordnete Baeriswyl eine Motion ein, mit der er die radikale Regierung auffordert, ihr Werk einer Vertrauensabstimmung zu unterstellen. Die radikale Regierung hat leichtes Spiel und weist darauf hin, dass das Begehren gegen die Verfassung von 1848 verstšsst, die keine Volksabstimmung vorsieht. Der Grosse Rat lehnt die Motion mit 44 gegen 8 Stimmen ab. Am 24. Mai 1852 versammeln sich mehr als 15'000 Personen (3/5 aller Wahlberechtigten!) in Posieux. Sie beschliessen, eine Petition an die Bundes�versammlung zu schicken, in der sie eine Volksabstimmung Ÿber die Kantonsverfassung und die Neuwahl des Grossen Rates verlangen. Die Bundesversammlung hŠlt sich aber trotz der Unzufriedenheit des Volks an eine legalistische Auslegung: Es kommt nicht in Frage, dass die Verfassung vor 1856 geŠndert wird! In einem Schreiben, das bis 1874 geheim bleibt, ersucht Louis Wuilleret, der AnfŸhrer der Konservativen, sogar um die Intervention von Prinz Louis-Napoleon Bonaparte (des zukŸnftigen Napoleons III.), der dem Wunsch aber nicht nach�kommt. Am 12. MŠrz 1853 verlangt Grossrat Hubert Charles mit einer Motion, dass die freiburgische Verfassung dem Volk zur Abstimmung unterbreitet wird. Der Grosse Rat lehnt die Motion jedoch ab.





So bleibt nichts anderes Ÿbrig, als bis zu den nŠchsten Wahlen des Grossen Rates am 7. Dezember 1856 zu warten. Die Wahl ist geheim und erfolgt nach dem Majorzsystem, das der radikalen Regierung zum VerhŠngnis wird: Es werden drei Radikale (mit einem Drittel der Stimmen) und 64 Liberal-Konservative gewŠhlt, von denen ein Drittel der liberalen Stršmung zuzurechnen ist. Zehn indirekte Abgeordnete bleiben noch zu bezeichnen. Der Grosse Rat wŠhlt eher liberal gesinnte Adlige. Die Regierung bleibt bis im Juni 1857 im Amt. Seit 1855 setzt sie sich aus fŸnf Radikalen und zwei Liberal-Konservativen zusammen, so dass wŠhrend sechs Monaten eine unfreiwillige "Kohabitation" besteht. Die Regierung zeigt sich sehr widerspenstig gegenŸber jeglichen VerfassungsŠnderungen.











II.	Der historische Kontext von 1856-1857





A.	Eine Zeit des †bergangs





Die Verfassungsrevision erfolgt in einer eher bewegten Zeit. Wegen des Majorzsystems bei der Wahl des Grossen Rates ist der Sieg der Liberal-Konservativen (70% der Stimmen und 95% der Sitze) viel deutlicher ausgefallen, wŠhrend die radikale Minderheit (30% der Stimmen und 5% der Sitze) gefŠhrlich an den Rand gedrŠngt wird. Die MehrheitsverhŠltnisse im Grossen Rat verzerren also die tatsŠchliche Situation im Kanton.





Welches sind nun die wichtigsten Ideen der politischen Gruppierungen, als das Grundgesetz von 1848 endlich eine Verfassungsrevision zulŠsst?





Die Radikalen halten an ihrer Verfassung von 1848 fest, die fŸr die Modernisierung und die Weltlichkeit des Kantons bŸrgt. Sie befŸrchten die RŸckkehr der "SonderbŸndler" Konserva�tiven an die Macht und den Klerikalismus. Sie kšnnen sŠmtliche Verfahrensschritte im Grossen Rat ausschšpfen, um jede €nderung aufzuhalten, doch sie zŠhlen auf ihre mŠchtigen Freunde in Bern, um zu verhindern, dass die konservative Reaktion im Kanton allzu weit geht. Ihre Leitfigur bleibt der wegen seines Einsatzes fŸr die Eisenbahn mit einem Nimbus umgebene Julien Schaller, der vom neuen Grossen Rat wieder in den StŠnderat gewŠhlt wurde, damit er dort die kantonalen Eisenbahninteressen vertritt.





Das liberal-konservative Lager hat die BefŸrworter des "juste milieu" und die Masse der bŠuerlichen Konservativen unter dem gemeinsamen Nenner der Ablehnung der radikalen Exzesse hinter sich zu scharen gewusst. Diese Koalition hat wŠhren rund 20 Jahren Bestand. Die Liberalen wollen die Verfassung von 1848 erneuern und gleichzeitig die Beteiligung des Kantons am Bundesstaat ermšglichen. Sie wollen demokratischere Institutionen, wissen aber, dass sie unter dem der katholischen Kirche eingerŠumten Einfluss nicht zu weit gehen dŸrfen. Sie halten sich allerdings nicht daran und lassen einen gewissen Josephinismus erkennen. Eine wichtige Rolle spielt der gemŠssigte Hubert Charles von Riaz, der von weiteren Persšnlichkeiten umgeben ist, die nicht in den Sonderbund verwickelt waren: Romain Werro, Alfred Vonderweid und dem Murtener Engelhard. Der Ÿberwiegende Teil der WŠhler sind Konservative, die Zweidrittel der Abgeordneten der Koalition stellen. Diese sind zunŠchst relativ diskret, obwohl sie das Grundgesetz von 1848 mšglichst rasch abschaffen und die Rechte der katholischen Kirche wiederherstellen mšchten. Mit der bemerkenswerten Aus�nahme ihres Führers Louis Wuilleret gibt es zu diesem Zeitpunkt nur wenige herausragende Persšnlichkeiten. Der 1857 gewŠhlte Staatsrat zŠhlt bezeichnenderweise fŸnf Zentristen, einen gemŠssigten Radikalen und einen einzigen "SonderbŸndler" Konservativen. Es kommt also nicht zu einer "konservativen Restauration", doch mŸssen die GemŠssigten, welche die Verfassungsrevision leiten, auf ihre WŠhlerschaft RŸcksicht nehmen und die Kompromisse schliessen, die in der Verfassung von 1857 zu finden sind.








B.	Beginn der Verfassungsrevision





Der Grosse Rat tritt am 8. Januar 1857 zusammen. Am 10. Januar 1857 reicht Grossrat Romain Werro eine Motion im Hinblick auf die Revision der Verfassung vom 4. MŠrz 1848 ein (Tagblatt des Grossen Rates (TGR), 1857, S. 6�7). Er begrŸndet seinen Vorstoss wie folgt: Die Verfassung von 1848 wurde nicht vom Volk gutgeheissen, das oft dagegen protestiert hat und hartnŠckig eine Revision verlangt. Grossrat Werro fŸhrt weiter aus, das Volk wŸnsche die Revision der Verfassung, deren Bestimmungen die religišsen GefŸhle der Katholiken ver�letze. Der Radikale Castella ist anderer Meinung: Die Verfassung von 1848 biete genŸgend Garantien fŸr die Rechte und Freiheiten des Volks, und die Schwierigkeiten mit der katholischen Kirche seien mit einem Modus vivendi mit dem Bischof geregelt worden. Er findet UnterstŸtzung bei Julien Schaller, dem AnfŸhrer der Radikalen, der den Zeitpunkt fŸr ungŸnstig hŠlt (Mobilmachung infolge der Ereignisse in Neuenburg) und es zudem fŸr beunruhigend erachtet, dass jede neue Mehrheit die Institutionen in Frage stellt. Werro wird von den Abgeordneten Frossard, Ruffieux, Engelhard, Bullet, Bondallaz und Wuilleret unterstŸtzt. Bei der Abstimmung wird der radikale Vorschlag, die Revision aufzuschieben, mit einer deutlichen Mehrheit gegen 10 Stimmen verworfen. Die Motion wird mit einer deutlichen Mehrheit gegen 5 Stimmen fŸr erheblich erklŠrt.





Der Staatsrat prŸft die Motion und erstattet dem Grossen Rat in der Februarsession 1857 Bericht (TGR 1857, S. 12�14). Der mehrheitlich radikale Staatsrat ruft in Erinnerung, dass der Wahleid und die šffentliche Stimmabgabe abgeschafft wurden und dass ein Modus vivendi mit der katholischen Kirche gefunden wurde, so dass die wichtigsten VorwŸrfe gegenŸber der Verfassung gegenstandslos geworden seien. Nach Auffassung des Staatsrates ist die Ver�fassung im Ÿbrigen





"der Spiegel der Zeit und der Ereignisse, die sie ausgelšst haben, und sie hat den WŸnschen der Bevšlkerung und den fŸr notwendig erachteten ReformbedŸrfnissen entsprochen" (TGR 1857, S. 12; †bersetzung)





Der Staatsrat beantragt die Abweisung des Grundsatzes der Verfassungsrevision. Falls dem Grundsatz zugestimmt werden sollte, beantragt der Staatsrat eine Totalrevision mit einer Volksbefragung zwischen den beiden Beratungen des Grossen Rates.





Nun mischt sich das Volk ein. Eine Petition kritisiert das langsame Vorgehen bei der Revision und verlangt





"eine wirklich demokratische Verfassung, die den Meinungen und BedŸrfnissen des Volkes sowie  seinen religišsen †berzeugungen Rechnung trŠgt" (Aktenbeilagen des Grossen Rates, 1857; †bersetzung).





Diese Petition erzielt bis im Februar 11'615 Unterschriften, im MŠrz sind es schon fast 14'000 und im April mehr als 15'000, was 60% der AktivbŸrger entspricht!





Am 10. Februar 1857 prŸft der Grosse Rat die VorschlŠge des Staatsrates zur Motion Werro. Die Sonderkommission der Legislative lehnt den Antrag der Regierung einstimmig ab. Ihr Berichterstatter Fracheboud hŠlt fest:





"Das Volk und seine Stellvertreter werden alles zu schŠtzen wissen, was an der geltenden Gesetzgebung gut ist; sie werden es nicht zerstšren" (TGR 1857, S. 18; †bersetzung).





Die Kommission schlŠgt vor, dass der Grosse Rat einen Verfassungsentwurf ausarbeitet, der anschliessend dem Volk unterbreitet wird. Der Grundsatz der Revision wird mit 67 gegen 6 Stimmen, d.h. mit mehr als Zweidrittel aller Stimmen (50 von 74), gutgeheissen.





Am 5. MŠrz 1857 findet die zweite Debatte Ÿber die Verfassungsrevision statt (TGR 1857, S. 23). Nach Auffassung von Julien Schaller kann die Revision, der an "zwei aufeinander�folgenden Sessionen" zugestimmt werden muss, nicht an einer ausserordentlichen Session beschlossen werden. Mit einer deutlichen Mehrheit gegen 9 Stimmen lehnt der Grosse Rat diese Sichtweise ab. Der Grundsatz der Revision wird mit 65 gegen 4 Stimmen gutgeheissen. Der Grosse Rat beschliesst, eine 15kšpfige Kommission zu ernennen, die einen Verfassungs�entwurf ausarbeiten soll. Die GemŠssigten der liberal-konservativen Koalition stellen Zweidrittel der Kommissionsmitglieder.





Die Protokolle dieser Kommission werden im Staatsarchiv aufbewahrt (Beratungen der verfassunggebenden Kommission, 1857). Sie zeigen, dass die Kommission rasch und entschlossen an die Arbeit geht. An ihrer Sitzung vom 6. MŠrz 1857 beschliessen die 13 anwesenden Mitglieder, die Kommission "grande commission" zu nennen, Hubert Charles zu ihrem PrŠsidenten zu wŠhlen und ein "Redaktionskomitee" zu bezeichnen, das sich aus den fŸnf GemŠssigten Charles, Werro, Fracheboud, Vonderweid und Frossard zusammensetzt. Am 24. MŠrz unterbreitet das Komitee seinen Entwurf, der am 24. und 27. MŠrz diskutiert wird. Die Kommission folgt seinen VorschlŠgen relativ getreu, und die abweichenden €nderungsantrŠge werden abgelehnt: unentgeltlicher Sekundarschulunterricht, Schaffung eines unabhŠngigen Organs fŸr die PrŸfung der Staatsrechnung, Ernennung des PrŠsidenten des Kantonsgerichts durch die Richter, Verankerung der Unvereinbarkeiten in der Ver�fassung. Oftmals werden Artikel "zur Vermittlung" an das Redaktionskomitee zurŸck�gewiesen.





Der Grosse Rat behandelt den Verfassungsentwurf vom 22. bis 25. April sowie am 27. und 28. April 1857 (TGR 1857, S. 25�38). Die zweite Beratung findet am 5., 6. und 7. Mai 1857 statt (TGR 1857, S. 39�44). Umstritten ist insbesondere Artikel 8, der die Todesstrafe nur fŸr politische Delikte aufhebt. Die Gegner der Todesstrafe unterliegen aber mit 53 gegen 8 Stimmen. Auch die Zahl der GrossrŠte gibt zu Diskussionen Anlass: Schliesslich setzt sich der Vorschlag, das VerhŠltnis auf einen Abgeordneten pro 1'200 Seelen sowie pro Bruchteil Ÿber 800 Seelen festzulegen, gegen den Vorschlag eines Abgeordneten pro 1'500 Seelen durch. Die Abgeordneten sprechen sich mit grosser Mehrheit fŸr die Organisation des Staats�rates in Direktionen (anstatt in Dikasterien wie vor 1848) aus. Sie diskutieren viel Ÿber die Einsetzung der Geschworenen, die fakultativ wird. Der Grosse Rat berŠt die Frage der fŸr ein Verfassungsrevisionsbegehren notwendigen Unterschriftenzahl: Die Kommission schlŠgt 4'000 Unterschriften vor, doch das Parlament entscheidet sich mit 37 gegen 20 Stimmen fŸr 6'000 Unterschriften. Auf Antrag des Bischofs und des Klerus wird das Stimmrecht mit 32 gegen 28 Stimmen nur den Freiburgern weltlichen Standes eingerŠumt.





Der Grosse Rat beschliesst mit Dekret vom 7. Mai 1857, den Entwurf am 24. Mai 1857 dem Volk zur Abstimmung zu unterbreiten. In einer Proklamation richtet er sich mit folgenden Worten an das Freiburger Volk:





"Wir hŠtten gewŸnscht, alle Wunden heilen zu kšnnen, selbst Unersetzliches wieder gut zu machen, und alle Lasten zu erleichtern, namentlich diejenigen der šffentlichen Abgaben" (Amtliche Gesetzessammlung (AGS), S. 88).





Die Verfassungsrevision kommt mit Riesenschritten voran. Es gibt keine Grundsatzdebatte, die Verfassungsartikel werden einzeln beraten, wobei die Kommission und ihr Redaktions�komitee in ihrer Arbeit weitgehend bestŠtigt werden.








C.	Der Volksentscheid





In welchem politischen Klima findet diese Verfassungsrevision statt? Die Zeitungen geben einen Einblick in die Ansichten der Meinungsmacher. Der "Chroniqueur", das Organ der Liberal-Konservativen, veršffentlicht in der ersten HŠlfte des Monats April 1857 eine Reihe von Artikeln, in denen der Verfassungsentwurf vorgestellt wird. Am 6. April 1857 wehrt er sich gegen den Vorwurf, der Entwurf sei theokratisch, mittelalterlich oder ultramontan, und bezeichnet ihn als "wahre Demokratie, wahren Liberalismus". Am 10. April kommentiert er Artikel 17, welcher der Geistlichkeit "einen mitwirkenden Einfluss" auf das Unterrichtswesen einrŠumt. Er findet die Formulierung etwas vage und zieht die im Schulgesetz von Sardinien-Piemont verwendete Formulierung vor (Der Unterricht muss auf der Religion beruhen). Am 20. Mai ruft der "Chroniqueur" die ruhmreiche Versammlung vom 24. Mai 1852 in Posieux in Erinnerung und fordert die BŸrger auf, ein Ja in die Urne zu legen: "Am 24. Mai 1857 werden alle MŠnner von Posieux der Verfassung zustimmen, denn sie ist eigentlich die Folge von Posieux und wird dem Land die Institutionen geben, welche die Forderungen von Posieux verwirklichen werden".





Der radikale "ConfŽdŽrŽ" Šussert sich von Anfang an sehr viel kritischer. Am 14. Januar 1857 schreibt er: "Nichts wird aus diesem neuen Grossen Rat hervorgehen - auf jeden Fall nichts Grosses, Bedeutendes, Fruchtbares". Am 14. Februar 1857 weist er auf die Gefahr der Allmacht des Klerus hin. Er kritisiert den "mitwirkenden Einfluss" des Klerus auf den Unterricht und schlŠgt am 7. Mai 1857 ironisch vor, einen solchen Einfluss den "€rzten, Ingenieuren, Physikern, Naturforschern usw." einzurŠumen.





Die Volksabstimmung Ÿber die neue Verfassung findet am 24. Mai 1857 statt. Die radikale Partei fordert die BŸrger auf, sich der Stimme zu enthalten, wŠhrend die Liberal-Konserva�tiven das Volk aufrufen, das Wahlergebnis vom 7. Dezember 1856 zu bestŠtigen. Der "ConfŽdŽrŽ" vom 21. Mai ist besonders bissig: "Fallt nicht auf diesen politischen Hinterhalt herein. Die Verfassung vom 7. Mai ist eine erstarrte Schlange, die der Volksatem wŠrmen wird und die, einmal erwacht, das Volk mit ihrem Biss mitten in das Herz treffen wird. Seien wir auf der Hut, seien wir misstrauisch und enthalten wir uns der Stimme". Der "Chroniqueur" vom 20. Mai scheut sich hingegen nicht, hochtrabende Worte zu verwenden: "Ihr kšnnt am 24. Mai sagen: Dies ist nun eine Verfassung, die von unseren gewŠhlten Vertretern ausgearbeitet wurde, dies ist nun die erste Verfassung, Ÿber die wir abgestimmt haben, die wir durch die gršsste, heiligste Handlung im Leben eines freien Volkes feierlich angenommen haben".





Das Freiburger Volk geht am 24. Mai an die Urne. Die WŠhlerschaft setzt sich aus 24'356 AktivbŸrgern zusammen. Die Verfassung bedarf der absoluten Mehrheit der eingeschriebenen Stimmberechtigten, d.h. 12'179 Jastimmen.





Das Abstimmungsergebnis sieht wie folgt aus (AGS 1857, S. 65�77):





Bezirk�
AktivbŸrger�
Stimmende�
   Nichtig�
JA�
   NEIN�
�
Saane�
	5'394�
	3'714�
	52�
	3'517�
	145�
�
Broye�
	3'249�
	2'264�
	80�
	1'734�
	450�
�
See�
	3'387�
	1'779�
	58�
	1'255�
	466�
�
Greyerz�
	3'970�
	2'111�
	40�
	2'039�
	39�
�
Sense�
	3'691�
	2'795�
	16�
	2'759�
	20�
�
Vivisbach�
	1'777�
	984�
	10�
	960�
	14�
�
Glane�
	2'888�
	2'250�
	24�
	2'098�
	128�
�
Total�
	24'356�
	15'897�
	280�
	14'355�
	1'262�
�



65% der BŸrger sind an die Urne gegangen. Die 35% Stimmenthaltung lassen sich nicht nur mit dem Abseitsstehen der Radikalen erklŠren, insbesondere wenn man die 1'262 Nein�stimmen (5,2% der Stimmberechtigten) hinzuzŠhlt. Zwar scheint die Stimmbeteiligung im Seebezirk (52% der AktivbŸrger) und im Greyerzbezirk (53%) auf die radikale Stimm�enthaltung zurŸckzufŸhren zu sein, was aber gilt fŸr die konservativen Bezirke wie den Sensebezirk (75% der AktivbŸrger) und den Vivisbachbezirk (55%)? Im Sensebezirk machen die Radikalen nicht ein Viertel der Stimmberechtigten aus, noch kommt die Opposition im Vivisbachbezirk auf 45% der Stimmen. Man kann daher vermuten, dass es im Lager der "Ÿberzeugten" Konservativen EnttŠuschte gibt, denen die Verfassung im Bereich des reli�gišsen Unterrichts und der Wiederherstellung der Klšster zuwenig weit geht. In der Stadt Freiburg, der liberalen und radikalen Hochburg, liegt die Stimmbeteiligung bei knapp 51%, und die Jastimmen machen lediglich 45% der Stimmberechtigten aus. 268 der 280 Gemeinden des Kantons nehmen die neue Verfassung an, zehn lehnen sie ab (Montbrelloz, Morens, BŸchslen, Agriswyl, Gempenach, Courlevon, FrŠschels, Murten, Ulmiz und EstŽvenens). Zwei Gemeinden sind unentschlossen (Seiry und La Vounaise).





An den Grossratswahlen vom 7. Dezember 1856 hatten noch 88% der wahlberechtigten Freiburger teilgenommen. Knapp sechs Monate spŠter liegt die Stimmbeteiligung nur noch bei 65%. 35% der AktivbŸrger enthalten sich der Stimme, und 5% lehnen die neue Verfassung ab. Die Verfassung wird also von 59% der Stimmberechtigten gutgeheissen. Dies ist zwar ein deutliches Resultat, doch bleibt der Triumph aus. Wahrscheinlich ist zur Stimmenthaltung der radikalen WŠhlerschaft (rund 30%) noch diejenige des rechten FlŸgels des liberal-konservativen Lagers hinzugekommen. Zu berŸcksichtigen ist auch die Tatsache, dass Abstimmungen weniger attraktiv sind als Wahlen. Eine detaillierte, nach Gemeinden aufgeschlŸsselte Analyse kšnnte aufzeigen, welchen Anteil die GleichgŸltigkeit und die Opposition bei der Stimmenthaltung gehabt haben.











III.	Die GrundzŸge der Verfassung von 1857





Bevor der Inhalt der Verfassung von 1857 erlŠutert wird, ist darauf hinzuweisen, dass im folgenden die damalige Numerierung der Artikel verwendet wird, wie sie in der Amtlichen Gesetzessammlung von 1857, S. 40�65, zu finden ist.





Man kann sich fragen, inwieweit die Verfassung von 1857 eine Tochter des Grundgesetzes von 1848 ist. Viele Bestimmungen der letzten Verfassung werden beibehalten: Das administrative, gesetzgeberische und territoriale GerŸst des Kantons bleibt bestehen. Die sieben Bezirke und Gerichtsbezirke, das System der Direktionen des Staatsrates und die unter der letzten Verfassung erlassenen Gesetze werden beibehalten. Bei einem nŠheren Blick zeigt sich jedoch, dass der Verfassung von 1857 ein ganz anderer Geist zugrunde liegt: Das Volk verfŸgt Ÿber mehr Rechte, und der Antiklerikalismus ist verschwunden. Die Verfassung wird unter den Schutz Gottes des AllmŠchtigen gestellt.








A.	Geregelte Probleme





1.	Allgemeine GrundsŠtze und GewŠhrleistungen





Artikel 1 schreibt die (relative) SouverŠnitŠt des Kantons innerhalb des Bundes fest. Die SouverŠnitŠt beruht "in der Gesamtheit des Volkes" und wird von den stimmfŠhigen BŸrgern entweder unmittelbar durch ihr Stimm� und Wahlrecht oder aber durch die drei Staats�gewalten ausgeŸbt. Die BŸrger verfŸgen auch Ÿber die verfassunggebende Gewalt. Das Volk ist also, um es mit den Worten von Jean Castella zu sagen, ein "Ernennungsorgan und ein Organ der WillensŠusserung; es ist das hšchste Organ des Staates, der Herrscher im Bereich der Verfassung". Artikel 1 bezeichnet des weiteren die Regierungsform, welche die einer "demokratischen ReprŠsentativ-Republik" ist.





Artikel 2 regelt die heikle Frage der Religion. Die Formulierung beruht auf einem Kompromiss: Der Katholizismus ist die Religion der Mehrheit des Volkes, doch ist die freie AusŸbung der katholischen und evangelisch-reformierten Religion gewŠhrleistet. Man hat also von der in der Kommission diskutierten Formulierung abgesehen, den Katholizismus im ganzen Kanton mit Ausnahme des Murtenbiets zur Staatsreligion zu erklŠren.





Die Artikel 3 bis 11 gewŠhrleisten die Grundrechte: die Freiheit, die Unverletzlichkeit des Hausrechts, die NichtrŸckwirkung der Gesetze, die Gleichheit, die Pressefreiheit, die Handels� und Gewerbefreiheit, das Petitionsrecht, das Vereinsrecht, das Recht auf freie Niederlassung. Artikel 12 garantiert die Unverletzlichkeit des Eigentums unter Vorbehalt der Enteignung im šffentlichen Interesse. Die Artikel 13 und 14 schaffen die steuerlichen und rechtlichen †berreste des Ancien RŽgime ab.





In Artikel 15 hŠlt fest, dass die Steuern nach dem Grundsatz der Gleichheit, der Allge�meinheit und der wirtschaftlichen LeistungsfŠhigkeit erhoben werden. Artikel 16 verpflichtet sŠmtliche Freiburger und alle im Kanton wohnhaften Schweizer zum MilitŠrdienst.





Artikel 17 beruht auf einem Kompromiss innerhalb der liberal-konservativen Bewegung: Der Staat hat zwar "die Oberaufsicht Ÿber die šffentliche Erziehung und den šffentlichen Unter�richt", doch sollen diese "in religišsem und vaterlŠndischem Sinne organisiert und geleitet werden", wobei der "Geistlichkeit ein mitwirkender Einfluss" darauf eingerŠumt wird. Artikel 18 begŸnstigt die allfŠllige RŸckkehr der Orden, da er das Recht zu unterrichten im Rahmen der einschlŠgigen Gesetzesbestimmungen freigibt. Artikel 19 schreibt die Unentgeltlichkeit des Primarunterrichts fest und erklŠrt ihn fŸr obligatorisch. Die Gemeinden werden ver�pflichtet, mit der UnterstŸtzung des Staates fŸr den Unterricht zu sorgen. GrundsŠtzlich darf jeder BŸrger seinen Kindern Privatunterricht erteilen, sofern das Niveau gleich hoch ist wie dasjenige der šffentlichen Primarschule.





Artikel 20 verteilt die Ausgaben des Staates fŸr Kultus und šffentlichen Unterricht "in billiger Weise" und nach Massgabe der "einheimischen Bevšlkerung" auf die beiden Konfessionen.





Artikel 21 regelt das Problem der Amtssprachen. Im Gegensatz zur Verfassung von 1848, welche die franzšsische Sprache in Artikel 16 zur Regierungssprache erklŠrt hatte, wobei alle amtlichen Erlasse Ÿbersetzt wurden, regelt Artikel 21 der Verfassung von 1857 in erster Linie die Veršffentlichung der amtlichen Erlasse in beiden Sprachen, allerdings mit der Ein�schrŠnkung "der franzšsische Text ist der Urtext".








2.	Gebietseinteilung





Artikel 22 gliedert den Kanton in Wahlkreise, Verwaltungsbezirke und Gerichtsbezirke. Im Gegensatz zur Verfassung von 1848 werden aber die Bezirke und Hauptorte im Grundgesetz von 1857 nicht erwŠhnt, das dafŸr auf das Gesetz verweist. Laut Artikel 23 sind die Bezirke in Gemeinden unterteilt. Artikel 24 geht weiter als Artikel 25 der Verfassung von 1848: Die Stadt Freiburg ist nicht nur Hauptort des Kantons, sondern gleichzeitig auch "Sitz der obersten Behšrden".








3.	Politische Stellung der BŸrger





Artikel 25 regelt das Stimmrecht. Er lautet sehr Šhnlich wie der entsprechende Verfassungs�artikel von 1848, allerdings mit dem grossen Unterschied, dass der Bischof und der Klerus 1857 darum gebeten haben, nicht als AktivbŸrger anerkannt zu werden. Stimmberechtigt sind also alle Ÿber 20jŠhrigen Freiburger weltlichen Standes, die im Kanton wohnen, rechtsfŠhig sind und Ÿber die politischen Rechte verfŸgen, sowie alle Schweizer, die seit mehr als einem Jahr im Kanton wohnhaft sind. Artikel 26 sieht sechs Kategorien von BŸrgern vor (1848 waren es fŸnf), die vom Stimmrecht ausgeschlossen sind: alle Personen, welche die Alters� und Wohnsitzbedingungen nicht erfŸllen, gerichtlich Verurteilte, ZahlungsunfŠhige, Ent�mŸndigte, Armengenšssige, die im Jahr vor der Volksbefragung unterstŸtzt wurden, Personen, denen der Besuch von WirtshŠusern untersagt ist, sowie Geisteskranke (neu). Artikel 27 fŸhrt die "politischen" und "Wahlversammlungen" ein, die gemŠss Artikel 28 zur Abstimmung Ÿber die Annahme und die €nderungen der Kantonsverfassung sowie Ÿber die Revision der Bundesverfassung einberufen werden. Die Wahlversammlungen wŠhlen die Abgeordneten des Grossen Rates, die NationalrŠte und die eidgenšssischen und kantonalen Geschworenen (Art. 29). Die Abstimmung ist geheim, was einen gewaltigen Unterschied zu 1848 darstellt. Artikel 30 prŠzisiert, dass die Abgeordneten pro Wahlkreis gewŠhlt werden und dass die Beamten, die aufgrund ihres Amtes in einer Gemeinde Wohnsitz nehmen mŸssen, im Wahlkreis ihrer Heimatgemeinde abstimmen kšnnen.








4.	Staatsgewalten





Dieser Abschnitt schreibt unter den "allgemeinen Bestimmungen" fest, dass es eine gesetz�gebende, eine vollziehende und verwaltende sowie eine richterliche Gewalt gibt (Art. 31). Die drei Gewalten sind "in GemŠssheit der durch das Gesetz festgestellten Bestimmungen voneinander getrennt". Artikel 32 rŠumt den freiburgischen AktivbŸrgern Ÿber 25 Jahren das passive Wahlrecht ein. Artikel 33 regelt die Unvereinbarkeiten infolge Verwandtschaft, die fŸr die Staatsbehšrden mit Ausnahme des Grossen Rates gelten. Nach Artikel 32 sind die Staatsbeamtungen grundsŠtzlich befristet, wobei die Mšglichkeit der Wiederwahl besteht. Artikel 35 untersagt es den Beamten der drei Gewalten bei Verlust der Amtsstelle, ohne Einwilligung des Grossen Rates einen Ehrentitel, ein Ehrenzeichen, ein Jahresgehalt oder ein Geschenk anzunehmen.





Die gesetzgebende Gewalt steht dem Grossen Rat zu (Art. 36). Die Wahlkreise wŠhlen einen Abgeordneten auf 1'200 Seelen (1'500 im Jahre 1848), wobei ein Bruchteil von mehr als 800 Seelen ebenfalls Anspruch auf einen Abgeordneten gibt (1'000 Seelen im Jahre 1848). Der Grosse Rat wird fŸr fŸnf Jahre gewŠhlt (im Jahre 1848 zuerst neun, dann fŸnf Jahre). Wenn ein Sitz frei wird, so ist dieser innert zwei Monaten wieder zu besetzen (Art. 38 und 40). Im Gegensatz zu 1848 gibt es keine indirekt gewŠhlten Abgeordneten mehr. Der Grosse Rat wŠhlt seinen PrŠsidenten fŸr ein Jahr; dieser ist fŸr das darauffolgende Jahr nicht wieder�wŠhlbar (Art. 41). Laut Artikel 42 finden die ordentlichen Sessionen des Grossen Rates am ersten Dienstag im Mai und am zweiten Dienstag im November statt. Das Parlament kann vom PrŠsidenten, von der Regierung oder auf Antrag von 20 GrossrŠten zu einer ausser�ordentlichen Session einberufen werden. Artikel 43 fŸhrt ein Quorum ein: Der Grosse Rat kann nur beraten, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend sind. Die Sitzungen sind grundsŠtzlich šffentlich (Art. 44). Artikel 45 setzt die Befugnisse des Grossen Rates fest. Zuerst die gesetzgeberischen Befugnisse: Er erlŠsst die Gesetze, wobei das Antragsrecht jedem Parlamentsmitglied und dem Staatsrat zusteht. Er kann den Staatsrat einladen, ihm einen Gesetzesentwurf vorzulegen. Falls der Staatsrat dieser Aufforderung nicht innerhalb der anberaumten Frist nachkommt, so kann der Grosse Rat eine Kommission mit der Aus�arbeitung des Entwurfs beauftragen. Ferner verfŸgt das Parlament Ÿber administrative Befug�nisse, da es die Vollmachten seiner Mitglieder prŸft, die StŠnderŠte, StaatsrŠte und Kantons�richter wŠhlt und alle anderen ihm vorbehaltenen Ernennungen vornimmt. Der Grosse Rat beschliesst Ÿber Steuern und Abgaben, dekretiert die Ausgaben und Anleihen und bewilligt den Ankauf und die VerŠusserung der StaatsgŸter. Er beschliesst den Voranschlag des Staates und genehmigt die Staatsrechnung. Er genehmigt den Rechenschaftsbericht des Staatsrates. Er setzt die Besoldungen der Staatsbeamten und �angestellten fest. Er erteilt das Bürgerrecht und Ÿbt das Vergebungs� und Begnadigungsrecht aus. Was die richterlichen Befugnisse betrifft, entscheidet der Grosse Rat schliesslich Ÿber Kompetenzstreitigkeiten zwischen der Exekutive und der Judikative. Zum Schluss sei hier noch erwŠhnt, dass dem Grossen Rat eine Kompetenzvermutung fŸr alle Teile des SouverŠnitŠtsrechts zusteht, die nicht ausdrŸcklich einer anderen Behšrde Ÿbertragen werden. GemŠss Artikel 46 erhalten die GrossrŠte keine verbindlichen AuftrŠge. Artikel 47 gewŠhrt den Abgeordneten die parlamentarische Immuni�tŠt fŸr die im Parlament geŠusserten Ansichten. Artikel 48 umfasst den Grundsatz der Ent�schŠdigung der Parlamentarier.





Die vollziehende und administrative Gewalt steht dem vom Grossen Rat ernannten Staatsrat zu (Art. 49). Der Staatsrat setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen, die fŸr fŸnf Jahre gewŠhlt werden (Art. 50). Nach jeder Gesamterneuerung des Grossen Rates findet eine Gesamterneuerung des Staatsrates statt, und jede Vakanz wird "sogleich" wieder besetzt. Der PrŠsident des Staatsrates wird vom Grossen Rat fŸr die Dauer eines Jahres ernannt und ist fŸr das darauffolgende Jahr nicht wiederwŠhlbar (Art. 51). Die im nŠchsten Artikel aufgefŸhrten Befugnisse des Staatsrates sind nahezu identisch mit den Bestimmungen von Artikel 52 der Verfassung von 1848. Auf die wenigen Unterschiede wird im folgenden hingewiesen. Der Staatsrat ist mit dem Vollzug der Gesetze und mit der Verwaltung des Kantons beauftragt. Er verfŸgt Ÿber die bewaffnete Macht zur Sicherheit des Staates und zur Aufrechterhaltung der šffentlichen Ordnung. Im Gegensatz zu 1848 ist er aber verpflichtet, den PrŠsidenten des Grossen Rates zu benachrichtigen und gegebenenfalls selbst das Parlament einzuberufen. Er ernennt die ihm unterstellten Behšrden und beruft sie ab. Er schlŠgt dem Grossen Rat diejenigen GesetzesentwŸrfe vor, die er fŸr nštig erachtet. Er entscheidet in rein verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten. Er Ÿberwacht die Verwaltung der Gemeinden und Pfarreien, doch sind die KirchengŸter 1857 von dieser Aufsicht ausgenommen. Er beauf�sichtigt und leitet die unteren Verwaltungsbehšrden. Er sorgt fŸr die freie AusŸbung der Kulte, wŠhrend in der Verfassung von 1848 noch von der "Aufsicht und Polizei in Sachen des Cultus" die Rede ist. Er unterbreitet dem Grossen Rat jedes Jahr den Voranschlag. Er ist mit den auswŠrtigen Beziehungen beauftragt und bewilligt die Auslieferungen nach Massgabe der bestehenden VertrŠge. Er nimmt zu allen GeschŠften Stellung, die ihm der Grosse Rat Ÿberweist.





Der Staatsrat hat also gesetzgeberische Aufgaben (insbesondere die Gesetzesinitiative und die Ausarbeitung der GesetzesentwŸrfe) sowie administrative, richterliche und Regierungs�befugnisse. Er ist folglich nicht nur ein Vollzugsorgan, sondern vielmehr die treibende Kraft des politischen Lebens. Aufgrund der Vielzahl seiner Aufgaben und der Tatsache, dass er eine stŠndige Behšrde ist, kommt ihm eine Vorrangstellung zu.





GemŠss Artikel 53 muss der Staatsrat dem Grossen Rat jedes Jahr ausfŸhrlich Rechenschaft Ÿber seine Verwaltung ablegen. Der Staatsrat wird in jedem Bezirk durch einen fŸr fŸnf Jahre gewŠhlten Oberamtmann vertreten (Art. 54). Er verfŸgt Ÿber eine Staatsanwaltschaft zur Verfolgung der Verbrechen (Art. 55). Wie Artikel 56 festhŠlt, ist der Staatsrat weiterhin in Direktionen unterteilt. Der Staatsrat ist fŸr seine Amtsverrichtungen verantwortlich (Art. 57), wie auch die šffentlichen Beamten und Angestellten fŸr ihre Handlungen verantwortlich sind.





Die richterliche Gewalt wird von den durch die Verfassung anerkannten Gerichten ausgeŸbt (Art. 59). Artikel 60 fŸhrt ein Kantonsgericht ein, das sich aus neun Richtern und neun ErsatzmŠnnern zusammensetzt, die vom Grossen Rat fŸr acht Jahre ernannt werden. Die Mehrheit der Richter und ErsatzmŠnner muss beide Sprachen des Kantons beherrschen (Art. 61). Der PrŠsident des Kantonsgerichts wird vom Grossen Rat fŸr die Dauer eines Jahres gewŠhlt und ist fŸr das darauffolgende Jahr nicht wiederwŠhlbar. Das Kantonsgericht hat die Funktion eines Kassationshofs und einer Anklagekammer (Art. 63). Es Ÿberwacht die unteren Gerichtsbehšrden und unterbreitet dem Grossen Rat jedes Jahr einen allgemeinen und ausfŸhrlichen Bericht Ÿber seine TŠtigkeit (Art. 64). Artikel 65 sieht die Schaffung eines Gerichts fŸr jeden Gerichtsbezirk vor. Diese Gerichte bestehen aus einem PrŠsidenten, aus vier Richtern und vier ErsatzmŠnnern, die vom Staatsrat und vom Kantonsgericht gemeinsam ernannt werden. Artikel 66 sieht die Schaffung eines oder mehrerer Friedensgerichte pro Gerichtsbezirk vor. Die Verwaltung der "Waisensachen" wird in einem Spezialgesetz geregelt (Art. 67). Die Handelssachen und die Errichtung eines oder mehrerer Handelsgerichte werden ebenfalls in einem Spezialgesetz geregelt (Art. 68). Laut Artikel 69 ist die Einsetzung von Geschworenengerichten im Bereich von Verbrechen, politischen Vergehen und Presse�delikten freiwillig (1848 war sie noch obligatorisch). Artikel 70 hŠlt fest, dass die von MilitŠrpersonen im Dienst begangenen Vergehen von den MilitŠrgerichten beurteilt werden. Die Gerichtsverhandlungen sind grundsŠtzlich šffentlich und mŸndlich (Art. 71). Ein Gericht kann nur ein gŸltiges Urteil erlassen, wenn es vollzŠhlig versammelt ist (Art. 72). Die richter�lichen Beamten sind fŸr ihre Handlungen verantwortlich (Art. 73) und kšnnen nur durch ein Urteil und nur in den vom Gesetz bezeichneten FŠllen abberufen werden (Art. 74). Ein Gesetz wird die Gerichtsorganisation regeln (Art. 75).








5.	Gemeinden





Dieser Abschnitt behandelt die Gemeinden, die wie 1848 der Oberaufsicht des Staates unterstellt sind (Art. 77), allerdings mit dem Unterschied, dass die Verfassung von 1857 nicht mehr verlangt, dass die Gemeindereglemente vom Staatsrat genehmigt werden. WŠhrend die Verfassung von 1848 fŸr die politische Organisation der Gemeinden auf das Gesetz verwies, prŠzisiert das Grundgesetz von 1857 (Art. 76), dass jede Gemeinde Ÿber eine Gemeinde�versammlung und einen Gemeinderat verfŸgt. Dieser wird von einem Ammann prŠsidiert, der "zu gleicher Zeit der Agent der Regierung in der Gemeinde" ist. Die Verfassung von 1857 garantiert den Gemeinden die unbeschrŠnkte Verwaltung ihres Vermšgens unter der Ober�aufsicht des Staates (Art. 77), sagt aber nichts Ÿber den erleichterten Erwerb des Gemeinde�bŸrgerrechts. Insgesamt werden die Gemeinden vom Staat weniger eingeschrŠnkt.











6.	Verfassungsrevision





Die Artikel 78 bis 82 behandeln die Revision der Verfassung. Im Grundgesetz von 1848 war die Verfassungsrevision sehr restriktiv geregelt. Eine Revision war bis 1856 unmšglich, anschliessend musste sie an zwei aufeinanderfolgenden Sessionen des Grossen Rates mit der Zweidrittelmehrheit genehmigt werden. Das Volk war Ÿberhaupt nicht beteiligt. Artikel 78 fŸhrt den Grundsatz der Total� und Teilrevision ein. Im letzteren Fall mŸssen die Revisionsartikel speziell bezeichnet werden. Eine Total� oder Teilrevision wird vorge�nommen, wenn sie von 6'000 BŸrgern verlangt wird oder wenn der Grosse Rat sie beschliesst. In beiden FŠllen wird die Frage des Grundsatzes der Verfassungsrevision dem Volk zur Abstimmung unterbreitet, und die Revision wird weitergefŸhrt, wenn die absolute Mehrheit der eingeschriebenen AktivbŸrger dem Grundsatz zustimmt (Art. 79). GemŠss Artikel 80 erfolgt die Totalrevision durch einen Verfassungsrat, der auf dieselbe Weise wie der Grosse Rat gewŠhlt wird. Wenn der Entwurf der revidierten Verfassung abgelehnt wird, arbeitet derselbe Verfassungsrat einen zweiten Entwurf aus. Wird dieser ebenfalls verworfen, so wird ein neuer Verfassungsrat gewŠhlt (Art. 81). Eine Teilrevision wird vom Grossen Rat an zwei Beratungen im Abstand von sechs Monaten vorgenommen (Art. 82). Das Volk befindet bei der ersten Grundsatzabstimmung mit der absoluten Mehrheit der eingeschriebenen Aktiv�bŸrger und bei der Abstimmung Ÿber den vom Parlament ausgearbeiteten geŠnderten Verfassungsartikel mit der Mehrheit der Stimmenden.








7.	†bergangs- und Schlussbestimmungen





Die †bergangsbestimmungen sehen vor, dass die Verfassung dem Volk zur Abstimmung unterbreitet wird (Art. 83). Im Falle einer Annahme tritt sie unverzŸglich in Kraft. Wird sie jedoch abgelehnt, so berŠt der Grosse Rat noch einmal darŸber und legt sie erneut dem Volk zur Abstimmung vor. Mit dem Inkrafttreten der neuen Verfassung wird die alte Verfassung von 1848 aufgehoben (Art. 84). Unmittelbar nach der Annahme der Verfassung durch das Volk werden die verfassungsmŠssigen Behšrden ernannt (Art. 85). Nach Massgabe von Artikel 86 bleiben die Gesetze in bezug auf die Organisation der drei Staatsgewalten in Kraft, bis sie mit der neuen Verfassung in Einklang gebracht werden kšnnen.








B.	HŠngige Probleme





Die Staatsverfassung von 1857 bedarf der GewŠhrleistung des Bundes, die am 30. Juli 1857 mit einigen Vorbehalten gewŠhrt wird.





Der erste Vorbehalt betrifft das in Artikel 2 vorgesehene Konkordat zwischen dem Staat Freiburg und der katholischen Kirche. Die Bundesbehšrden wollen dieses Abkommen prŸfen kšnnen. Um diese Einmischung des Bundes in seine Angelegenheiten zu vermeiden, schliesst der Staat Freiburg nie ein Konkordat mit Rom ab. Im Einvernehmen mit der pŠpstlichen Behšrde schliesst er 1858, 1859, 1873, 1874 und 1924 eine Reihe von Vereinbarungen mit dem Bischof ab.





Der zweite Vorbehalt betrifft Artikel 16, der die MilitŠrdienstpflicht fŸr die im Kanton wohnhaften Freiburger und Schweizer vorsieht. Der Bund weist darauf hin, dass diese Bestimmung im Sinne der eidgenšssischen MilitŠrgesetzgebung ausgelegt werden muss.





Der dritte Vorbehalt bezieht sich auf Artikel 20, gemŠss dem die Ausgaben des Staates fŸr Kultus und šffentlichen Unterricht unter den Katholiken und Protestanten "nach Massgabe ihrer einheimischen Bevšlkerung" aufgeteilt werden mŸssen. Wie die Bundesbehšrden aus�fŸhren, muss diese Bestimmung im Lichte der Bundesverfassung von 1848 ausgelegt werden (Art. 41 und 42). Dies bedeutet, dass man fŸr die Berechnungen den im Kanton nieder�gelassenen Schweizern beider Konfessionen Rechnung tragen muss.





Der vierte und letzte Vorbehalt betrifft Artikel 32, der den freiburgischen AktivbŸrgern Ÿber 25 Jahren das passive Wahlrecht gewŠhrt. Der Bundesstaat beruft sich dabei auf dieselben Bestimmungen der Bundesverfassung wie beim dritten Vorbehalt. Die im Kanton wohnhaften Schweizer, welche die Bedingungen in bezug auf die Aufenthaltsdauer erfŸllen, mŸssen Ÿber dieselben Rechte verfŸgen wie die im Kanton Freiburg heimatberechtigten BŸrger.





Der freiburgische Verfassungsgeber hat zwei Bestimmungen im Grundgesetz verankert, die spŠter problematisch werden kšnnen. Es handelt sich zunŠchst um Artikel 15, der unter anderem folgendes festhŠlt: "Die Verwaltung soll besonders darauf ausgehen, so schnell als mšglich die Ausgaben mit den Einnahmen ins Gleichgewicht zu bringen". Diese Bestimmung ist etwas vage und schwierig anzuwenden. Zwischen 1857 und 1957 schliessen 78 Rech�nungsjahre mit einem Defizit und 23 mit einem Gewinn. Die zweite etwas problematische Bestimmung ist in Artikel 80 zu finden, der vorsieht, dass eine Totalrevision von einem Verfassungsrat durchgefŸhrt wird, der auf dieselbe Weise gewŠhlt wird wie der Grosse Rat. Hier stellt sich die Frage, wie lange das Mandat dieses Verfassungsrates dauert: Er muss zwar den Verfassungsentwurf ausarbeiten, aber innerhalb welcher Frist? Es kšnnte auch zu Schwierigkeiten kommen, da gleichzeitig zwei RŠte bestehen wŸrden, die beide vom Volk legitimiert wŠren und in denen gewisse Personen, die in beide Organe gewŠhlt wurden, eine Doppelfunktion ausŸben wŸrden.











IV.	Die Entwicklung seit 1857





A.	1857-1917: von der StabilitŠt zur Stagnation





Diese sechs Jahrzehnte sind von einem Paradox geprŠgt. Das liberal-konservative Regime bringt eine demokratischere Verfassung unter Dach und Fach als sein radikaler VorgŠnger im Jahre 1848, doch klammert es sich in der Folge allzu stark daran, so dass die Ausweitung der Volksrechte den Radikalen zu verdanken ist. Diese haben MŸhe, ihre Ideen durchzu�setzen, da ihre WŠhlerschaft nur etwa ein Viertel der AktivbŸrger ausmacht. Sie mŸssen daher die GemŠssigsten der Konservativen Ÿberzeugen und an die Urne bringen, aber auch so bringen sie keine Mehrheit zustande.











1.	Der Revisionsversuch von 1872-74





Diese Revision findet in einem besonderen Kontext statt: Auf Bundesebene wird die Verfassung von 1848 totalrevidiert, und auf Kantonsebene regt sich der Separatismus des Murtenbiets infolge der Entscheide des Staatsrates in bezug auf die Eisenbahn. Nach der †bernahme der Eisenbahnlinie BernÊ�ÊFreiburgÊ�ÊLausanne hat der Kanton zudem mit hohen Schulden zu kŠmpfen.





Der Staatsrat unterbreitet dem Grossen Rat am 24. April 1872 eine Botschaft, in der er sieben Teilrevisionen vorschlŠgt:





1.	Festsetzung der Wahlkreise in der Verfassung und Erhšhung ihrer Zahl, um ihre Gršsse zu vereinheitlichen (Art. 22);





2.	EinfŸhrung des Stimmrechts fŸr den Klerus, nachdem bisher nur Freiburger weltlichen Standes stimmberechtigt waren (Art. 25);





3.	EinfŸhrung des Referendums fŸr gewisse Gesetze (Art. 28);





4.	Verringerung der Zahl der GrossrŠte von 90 auf 75, indem der VerteilschlŸssel geŠndert wird: 1 Abgeordneter pro 1'500 anstatt pro 1'200 Einwohner (Art. 37);





5.	Verringerung der Zahl der StaatsrŠte von 7 auf 5, wobei die Arbeit und die GehŠlter der sieben frŸheren StaatsrŠte auf die verbleibenden fŸnf aufgeteilt werden (Art. 50);





6.	Verringerung der Zahl der Kantonsrichter von 9 auf 7 unter denselben Bedingungen wie bei der Kantonsregierung (Art. 60, 63 und 72);





7.	EinfŸhrung der Unvereinbarkeit von gewissen politischen €mtern mit dem Grossratsmandat (Art. 32).





Der unter Eid einberufene Grosse Rat behandelt die sieben Teilrevisionen im November 1872 (TGR 1872, S. 162�183). Staatsrat Jaquet fasst den Standpunkt der Regierung zusammen: "Die Gesellschaft kann und darf nicht stillstehen, sondern muss auf dem Wege eines ver�nŸnftigen Liberalismus versuchen, ihre Institutionen und Gesetze zu verbessern" (TGR 1872, S. 162; †bersetzung). Die radikalen GrossrŠte nutzen die Gelegenheit und versuchen, neue Volksrechte durchzubringen: Gesetzesinitiative, Vetorecht gegenŸber Gesetzesvorlagen, Volks�wahl der OberamtmŠnner, der GerichtsprŠsidenten und der Bezirksrichter. Sie werden deutlich geschlagen. Nach der zweiten Beratung am 13. Februar 1873 beschrŠnkt sich der Grosse Rat auf vier Teilrevisionen: die Festsetzung der Zahl und der Gršsse der Wahlkreise in der Verfassung, das Stimmrecht fŸr Geistliche, das Referendum fŸr gewisse Gesetze und den Grundsatz der Unvereinbarkeit (TGR 1873, S. 43�46). In einer Proklamation vom 24. MŠrz 1873 prŠzisiert der Staatsrat die Gesetze, die dem Referendum unterstellt wŠren: alle Gesetze, welche die Gemeinden und Pfarreien, den Primarschulunterricht, die politischen Rechte, die Steuern und die hohen Ausgaben betreffen.








Die Volksabstimmung findet am 20. April 1873 bei mŠssiger Stimmbeteiligung statt. 17'273 BŸrger der 27'649 eingeschriebenen Stimmberechtigten, d.h. 60%, gehen an die Urne. Dies zeigt die Skepsis eines Teils der konservativen Rechten gegenŸber den ZugestŠndnissen an die radikale Opposition. Damit eine VerfassungsŠnderung zustande kommt, muss sie von der Mehrheit der eingeschriebenen AktivbŸrger, d.h. von 13'825 BŸrgern, angenommen werden. Das Abstimmungsergebnis sieht wie folgt aus:





Vorlage	Ja	Nein	Ergebnis


Verankerung der Wahlkreise	14'853	2'021	Angenommen


Erhšhung der Zahl der Wahlkreise	4'222	12'615	Abgelehnt


Unvereinbarkeit	8'011	8'931	Abgelehnt


Stimmrecht der Geistlichen	13'305	3'416	Abgelehnt


Gesetzesreferendum	13'305	3'737	Abgelehnt





Dieses Ergebnis ist eine EnttŠuschung, da sich sowohl die Radikalen als auch die Konservativen fŸr ein Ja eingesetzt haben. Die Radikalen verstehen die vorgeschlagenen Teilrevisionen als kleine Konzessionen an die Minderheit und als Fortschritte fŸr den Kanton, wŠhrenddem die Konservativen darin "einige Reformen, deren ZweckmŠssigkeit von allen wahren Konservativen anerkannt wird", sehen ("LibertŽ" vom 18. April 1873). Nach der Abstimmung kommen die Radikalen zum Schluss, dass von der freiburgischen Regierung, die unter dem Einfluss des Klerus steht, nichts zu erwarten ist ("ConfŽdŽrŽ" vom 30. April 1873).





Die Frage der Verankerung der Wahlkreise in der Verfassung ist noch nicht abgeschlossen. Nach zwei Beratungen im Grossen Rat (16. Februar und 17. August 1874) wird die Vorlage am 27. September 1874 dem Volk zur Abstimmung unterbreitet. Die Konservativen rufen die StimmbŸrger auf, ein Ja in die Urne zu legen, wŠhrend sich die Radikalen fŸr ein Nein oder die Enthaltung der Stimme stark machen. Sie sind dagegen, dass die sieben Bezirke je einen Wahlkreis bilden sollen, denn sie mšchten 15 Wahlkreise mit 5'000 bis 7'000 AktivbŸrgern, so dass sie entsprechend ihrem WŠhleranteil, insbesondere in der Stadt Freiburg, im Greyerzbezirk und im unteren Broyebezirk, im Parlament vertreten wŠren. Das Volk entscheidet wie folgt: 13'362 BŸrger (der 28'355 eingeschriebenen AktivbŸrger, d.h. 48%) gehen an die Urne, wo 12'551 ein Ja und 1'000 ein Nein einlegen. Die VerfassungsŠnderung kommt also zustande, da bei der zweiten Volksbefragung nur die Mehrheit der Stimmenden erforderlich ist.








2.	Der Revisionsversuch von 1884-1885





1884 hat sich der Grosse Rat mit einem SchriftstŸck zu befassen, das 11'382 Unterschriften aufweist, wovon 10'777 fŸr gŸltig anerkannt werden. Es verlangt die Volkswahl der AmmŠnner. Das Parlament steht vor einem Dilemma: Handelt es sich um eine Petition oder um ein Verfassungsrevisionsbegehren? Der Grosse Rat berŠt am 13. Mai 1884 darŸber (TGR 1884, S. 129�131). Die konservative Mehrheit ist der Meinung, es handle sich um eine Petition (welcher der Grosse Rat nicht Folge leisten muss), wŠhrend die radikale Minderheit das SchriftstŸck fŸr ein Verfassungsrevisionsbegehren hŠlt (das der Grosse Rat dem Volk unterbreiten muss). In der Abstimmung setzen sich die Konservativen mit 45 gegen 15 Stimmen durch. Die Angelegenheit wird am 20. Mai 1884 weiter behandelt. Die Petitionskommission will erst im November Stellung nehmen, obwohl die Opposition den Antrag stellt, dass sie sich in der Maisession dazu Šussert. Der Antrag wird mit deutlichem Mehr gegen 15 Stimmen verworfen (TGR 1884, S. 153�155).





Die Petitionskommission legt ihren Bericht am 15. November 1884 vor. Sie stellt fest, dass 10'777 der 11'382 Unterschriften gŸltig sind und dass 605 Unterschriften ungŸltig sind. Die Kommission vertritt die Auffassung, es handle sich um ein Revisionsbegehren, das dem Staatsrat Ÿberwiesen werden muss, damit dieser die notwendigen Massnahmen zur Organisation einer Volksabstimmung trifft. Der Grosse Rat schliesst sich dieser Auffassung ohne Gegenstimme an (TGR 1884, S. 194�196).





Die Abstimmung ist fŸr den 27. Januar 1885 vorgesehen. Sie betrifft Artikel 76 der Staats�verfassung und sieht die allfŠllige Volkswahl der AmmŠnner vor. Der Abstimmungskampf in der Presse ist relativ hitzig. Der "ConfŽdŽrŽ" vom 9. Januar prangert die Taktik der Konservativen an, die sich fŸr die Enthaltung der Stimme einsetzen und es "nicht wagen, eine so demokratische Frage offen zu bekŠmpfen". Der "ConfŽdŽrŽ" ruft mehrmals dazu auf, ein Ja in die Urne zu legen, und bestreitet die verfassungsmŠssige Notwendigkeit der Mehrheit der eingeschriebenen AktivbŸrger. Die "LibertŽ" ruft zur Stimmenthaltung auf, die "einem Nein gleichkommt". Das konservative Organ droht sogar der Opposition, sie werde "verschŠmt das Stimmlokal betreten, durch eine Menge hindurch, die sie bereits kennt und die sie nachher noch besser kennen wird".





Bei der Abstimmung gehen ein Drittel der Stimmberechtigten (9'398 der 27'497 ein�geschriebenen AktivbŸrger), Radikale und Liberal-Konservative, an die Urne und heissen die VerfassungsŠnderung mit einer ŸberwŠltigenden Mehrheit gut: 8'118 Ja, 1'075 Nein und 205 leere oder nichtige Stimmzettel. Die Revision kommt aber trotzdem nicht zustande, da das absolute Mehr der eingeschriebenen AktivbŸrger, d.h. 13'748 Stimmen, verfehlt wird. Die Opposition ficht die Auslegung des Ergebnisses an der Sitzung des Grossen Rates vom 25. Februar 1885 an (TGR 1885, S. 10�13), doch sie wird mit deutlichem Mehr gegen 18 Stimmen geschlagen. Sie prangert den Druck an, der auf die Stimmenden ausgeŸbt wurde, die "auf dem Weg zur Urne durch Menschen Spiessruten laufen mussten, die sich Ÿber sie lustig machten, sie verhšhnten und sie einzuschŸchtern versuchten".








3.	Der Revisionsversuch von 1891-1894





Sechs Jahre spŠter hat sich die Situation gewandelt. Die Meinungen haben sich geŠndert, in den Kantonen werden die Volksrechte ausgebaut, und die radikale Opposition wird unge�duldig. Die eidgenšssischen Wahlen vom Oktober 1890 dienen als Auslšser der Unzufrieden�heit. Es kommt zu ernsthaften ZwischenfŠllen in Murten und Freiburg, so dass die Regierung glaubt, dahinter stehe ein "Komplott" der Opposition, die sie stŸrzen wolle. Eine bessere ErklŠrung sind aber die wirtschaftliche und soziale Krise sowie die EntrŸstung vieler angesichts der Mauscheleien der Konservativen bei den Wahlen.





Edouard Bielmann, der FŸhrer der radikalen Opposition, reicht eine Motion im Hinblick auf die Totalrevision der Staatsverfassung ein. In seinem Vorstoss vom 27. Februar 1891 Šussert er den Wunsch, dass das freiburgische Grundgesetz mit der Bundesverfassung von 1874 und den neuen BedŸrfnissen der Zeit in Einklang gebracht wird (TGR 1891, S. 43�44). Bielmann begrŸndet seinen Vorstoss am 3. MŠrz 1891 und prŠzisiert ihn. Er fordert eine €nderung der Wahlkreise, die Verringerung der Zahl der GrossrŠte, der StaatsrŠte und der Kantonsrichter, die Wahl der AmmŠnner durch die Gemeindeversammlungen und die EinfŸhrung der abso�luten Mehrheit der Stimmenden anstatt der eingeschriebenen AktivbŸrger bei der Ab�stimmung Ÿber den Grundsatz einer VerfassungsŠnderung. Er befŸrwortet die EinfŸhrung des fakultativen Gesetzesreferendums. Seine VorschlŠge fŸhren im Grossen Rat zu heftigen Auseinandersetzungen (TGR 1891, S. 58�65). Die Vertreter der Regierung und die konser�vativen GrossrŠte erklŠren sich mit einigen notwendigen Teilrevisionen einverstanden, wollen sich aber Bielmanns Forderung nach einer Totalrevision nicht anschliessen. Bielmann will den Antagonismus zwischen der Mehrheit und der Minderheit im Parlament aufheben, wŠhrend der Konservative Paul Aeby festhŠlt: "Alle geben zu, dass man etwas unternehmen muss, doch muss man nicht alles auf den Kopf stellen". Grossrat Paul Aeby schlŠgt schliess�lich vor, die Motion Bielmann dahingehend zu Šndern, dass es sich nicht mehr um eine Total�revision, sondern nur um eine Teilrevision handelt, die der Staatsrat insbesondere im Hinblick auf die Bestimmungen Ÿber die Verfassungsrevision prŸfen wŸrde. Der Vor�schlag setzt sich bei der Abstimmung mit einer deutlichen Mehrheit gegen 7 Stimmen durch.





Der Staatsrat unterbreitet seinen Bericht in der Maisession 1891 (TGR 1891, S. 76�77). Er erklŠrt sich mit der Revision von fŸnf Verfassungsartikeln einverstanden. Die Kommission des Grossen Rates legt ihren Bericht in der Maisession 1892 vor (TGR 1892, S. 90�91). Die Debatte findet am 17. MŠrz 1892 statt (TGR 1892, S. 12�29). Nach langen Diskussionen verwirft der Grosse Rat einige Ideen, die den Radikalen am Herzen liegen: die Verankerung des Wahlmodus der AmmŠnnerwahlen in der Verfassung (12 Ja, 63 Nein) und die EinfŸhrung des fakultativen Gesetzesreferendums (18 Ja, 54 Nein).





Das Volk stimmt am 23. Oktober 1892 Ÿber den Grundsatz von drei Teilrevisionen ab. Die erste betrifft die Verringerung der Zahl der Mitglieder des Kantonsgerichts (Art. 60 und 72). Die zweite bezieht sich auf die Verankerung aller Bestimmungen Ÿber die politischen Organe der Gebietskšrperschaften, einschliesslich der Wahl der AmmŠnner, im Gemeindegesetz (Art. 76 und 77). Die dritte €nderung betrifft die Verfassungsrevision: Die Mehrheit der Stimmenden (d.h. nicht mehr die Mehrheit der eingeschriebenen AktivbŸrger) wŸrde bei der Abstimmung Ÿber den Grundsatz der Revision genŸgen (Art. 79).





Die Radikalen rufen im "ConfŽdŽrŽ" vom 9., 12., 16., 19. und 23. Oktober 1892 dazu auf, ja zu stimmen, auch wenn es sich nur um eine bescheidene Revision handle. Die "LibertŽ" vom 14. Oktober empfiehlt ebenfalls, die "guten und sinnvollen Reformen" anzunehmen. Ein Nein wŸrde es den Radikalen vor allem ermšglichen, Bundeshilfe zu beantragen, um Reformen durchzusetzen.





Die Grundsatzabstimmung findet am 23. Oktober 1892 statt und stšsst auf reges Interesse: 18'144 der 28'330 eingeschriebenen Stimmberechtigten (64%) gehen an die Urne.





Bei einem absoluten Mehr von 14'166 Stimmen sieht das Abstimmungsergebnis wie folgt aus:





Vorlage	Ja	Nein	Leer, ungŸltig	Ergebnis


Erste €nderung (Art. 60 und 72)	17'695	279	170	Angenommen


Zweite €nderung (Art. 76 und 77)	17'370	513	261	Angenommen


Dritte €nderung (Art. 79)	17'566	308	270	Angenommen
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